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Als Beitrag zu der dringend notwendigen internationalen Debatte über 
eine zukünftige Wirtschaftsarchitektur für globale Entwicklung und Fort-
schritt hat ein Rechercheteam1 der von Lyndon LaRouche gegründeten 
Nachrichtenagentur Executive Intelligence Review ein ausführliches pro-
grammatisches Papier, basierend auf LaRouches ökonomischen Prinzi-
pien, ausgearbeitet und veröffentlicht. Darin geht es auch um den Wie-
deraufbau der Ukraine als Teil gesamteurasischer Entwicklung. Der Plan 
wurde auch in Vorbereitung der internationalen Konferenz des Schiller-
Instituts am 9. April für eine neue Sicherheits- und Entwicklungsarchi-
tektur verfaßt. 

Eine solche, umfassende Diskussion über die neuen Prinzipien einer 
Wirtschaftspolitik, die den Menschen und nicht den Spekulanten dient 
und dauerhaft Frieden schafft, ist offensichtlich auch in Deutschland 
außerordentlich wichtig.

Die bisherigen Entwicklungen des Jahres 2022 haben überdeutlich 
gemacht, daß Lyndon LaRouches Vorhersagen aus dem letzten hal-
ben Jahrhundert über den unvermeidlichen Zusammenbruch des Fi-
nanzsystems nach dem Bretton-Woods-Abkommen erschreckend 
richtig waren. Die Weltproduktion von materiellen Wirtschaftsgütern 
sinkt rapide, die Hyperinflation der Finanzaggregate hat die Preise für 
Konsum- und Produktionsgüter in die Höhe schnellen lassen, so daß 
sie für einen großen Teil der Menschheit unerschwinglich geworden 
sind, unter dem Deckmantel von Sanktionen sind weltweit Handels-
kriege ausgebrochen, und Pandemien alter und neuer Krankheiten 
haben bereits direkt und indirekt etwa 18 Millionen Menschen das 
Leben gekostet. Es droht eine weltweite Hungersnot.

Die politischen Führer und die Massenmedien im Westen geben 
Wladimir Putin die Schuld für all dies - und noch mehr. Doch die ei-
gentliche Ursache ist der jahrzehntelange Einbruch der „potentiellen 
relativen Bevölkerungsdichte“ der gesamten Menschheit - LaRouches 
Maß für die Fähigkeit einer Gesellschaft, sich auf immer höherem Ni-
veau des Wohlstands, der Wissenschaft und der klassischen Kultur für 
eine wachsende Bevölkerung zu reproduzieren. Dieser Zusammen-
bruch ist das Ergebnis der Sparpolitik, die ein halbes Jahrhundert lang 
von der Londoner City und der Wall Street betrieben wurde.

Der Mechanismus, durch den diese Politik heute zu ihrer „endgül-
tigen Lösung“ geführt wird, ist eine radikale Entkopplung der Welt-
wirtschaft in zwei erbittert antagonistische Blöcke - einen militarisier-
ten NATO-Dollar-Block und den Belt and Road-Block -, die beide in 
ein Inferno von Entvölkerung und Krieg, sehr wahrscheinlich ein-
schließlich eines thermonuklearen Krieges, gestürzt werden sollen.

Es ist besonders bezeichnend und schrecklich, daß die florieren-
den Gürtel- und Straßen-Eisenbahnverbindungen, die sich von Chi-
na über Rußland bis nach Europa erstrecken, durch die anhaltenden 
Sanktionen und den Krieg fast vollständig unterbrochen wurden.

Es ist jetzt an der Zeit, daß Lyndon LaRouches programmatische 
Lösung für diese Krise weltweit klar gemacht und umgesetzt wird - 
solange noch Zeit dafür ist. Im Gegensatz zu Londons malthusiani-
scher Entkopplung der Weltwirtschaft müssen die Nationen der Welt 
stattdessen um ein Programm für wirtschaftliches Wachstum und 
Sicherheit für jeden und alle, eine neue internationale Architektur für 
Sicherheit und Entwicklung, herum neu verbunden werden.

Die Grundzüge dieser programmatischen Politik hat LaRouche in 
seinen „Vier neuen Gesetzen“2 von 2014 dargelegt, die heute noch 
genauso gültig sind wie vor acht Jahren, als sie erstmals formuliert 
wurden. Unter den heutigen Umständen des offenen „totalen Krie-
ges“, den das Finanzestablishment gegen Rußland (und bald auch 
gegen China) führt, der im Grunde die gleichen Ergebnisse hervor-
bringt wie strategische Flächenbombardements auf feindliches Ge-
biet, ist ein sofortiger Aktionsplan erforderlich, der sich auf diese vier 
Gesetze stützt:
1. Physische Wirtschaft: Rußland hat bereits kriegswirtschaftliche 
Maßnahmen ergriffen, um seine grundlegende nationale Kapazität 
zu verteidigen und die Selbstversorgung mit den wichtigsten wirt-
schaftlichen Gütern zu gewährleisten. Das „Strategische Dreieck“ 
aus Rußland, Indien und China (RIC) wird jedoch noch effektiver in 
der Lage sein, die grundlegenden physisch-wirtschaftlichen Bedürf-
nisse ihrer Bevölkerung, die zusammen 38% der Weltbevölkerung 
ausmacht, zu befriedigen, wenn sie zusammenarbeiten. Diese RIC-
Kombination - der ursprüngliche Kern der späteren BRICS - produ-
ziert 43% des weltweiten Weizens, 23% des Erdgases, 66% des 
Stahls und enorme Mengen an wichtigen Mineralien. Außerdem 
verfügt sie über Weltklasse-Fähigkeiten in den Bereichen Kernener-
gie, Eisenbahnbau und andere Infrastrukturen, Weltraumforschung 
und andere fortschrittliche Technologien (siehe Tabelle 1).

Trotz der Defizite in bestimmten Wirtschaftsbereichen (Werkzeug-
maschinen und andere Investitionsgüter, Pharmazeutika, Flugzeuge 
usw.) sind die RICs in Bezug auf die physische Wirtschaft gut positio-
niert, um einen „regionalen Block zu schaffen, der entweder außer-
halb oder parallel zum bestehenden IWF-System operiert“, wie Lyn-
don LaRouche vor Jahren empfahl. Das Bündnis von Chinas Gürtel- 
und Straßeninitiative (BRI) mit der von Rußland geführten Eurasi-
schen Wirtschaftsunion (EAEU) ist bereits ein operativer Eckpfeiler 
einer solchen neuen Vereinbarung.
2. Ein System fester Wechselkurse: Der Handel und die produkti-
ven Investitionen innerhalb eines solchen Blocks werden durch die 
Schaffung eines festen Wechselkursverhältnisses zwischen ihren 
Währungen erfolgen, mit einem kleinen Währungsband für vorüber-
gehende Schwankungen. Durch diese Regelung wird jedes Eindrin-
gen spekulativer Finanzströme in Dollar oder damit zusammenhän-
gende Finanzströme unterbunden. Die Paritäten zwischen ihren je-

weiligen Währungen ha-
ben dann nichts mehr mit 
dem spekulativen System 
des schwankenden Dollars 
zu tun, sondern werden di-
rekt durch Vereinbarungen 
zwischen den Regierungen 
und nicht durch den mani-
pulierten spekulativen 
„Markt“ festgelegt.

Es wird auch über eine 
regionale gemeinsame 
Währung verhandelt wer-
den, um den internationa-
len Handel, die Investitio-

I. Einleitung: Zusammenfassung des Aktionsplans

Tabelle 1: Anteile Rußlands, Indiens und Chinas an der Weltwirtschaft

2020	 Einheiten	 Rußland	 Indien	 China	 RIC	 Welt     Anteil RIC
Bevölkerung	 Mio.	 144	 1380	 1411	 2935	 7762	 38%
Weizen	 Mio. t	 85	 108	 134	 327	 769	 42%
NPK-Dünger (2019)	 Mio. t	 24	 19	 52	 94	 210	 45%
Erdöl	 Mio. Barrel/Tag	 9,9	 0,6	 3,9	 14,4	 88,4	 16%
Erdgas	 Mrd. m³	 705	 27	 195	 927	 4000	 23%
Kernkraft (Erzeugung)	 TWh	 202	 40	 45	 587	 2553	 23%
Neue Kernkraftkapazität	 GWe	 3,8	 4,2	 16,0	 23,9	 53,6	 45%
Steinkohle	 Mio. t	 400	 757	 3902	 5059	 7742	 65%
Eisenerz (2019)	 1000 t	 99	 210	 350	 659	 2500	 26%
Stahl	 Mio. t	 72	 100	 1065	 1237	 1878	 66%
Elektrifiziertes Schienennetz	 1000 km	 44	 45	 100	 189	 344	 55%
Warenhandelssaldo	 Mrd. $	 94	 -95	 515	 514	 NA	 NA

(Quellen: FAO, WB, IAEA, Statista)



nen und die Abrechnung zu erleichtern - wobei ein goldgestützter 
Renminbi eine führende Option ist. Dies wird die „Aushandlung ei-
ner Reihe von langfristigen protektionistischen Verträgen über Kre-
dite, Zölle und Handel zwischen einer Reihe führender Nationen“ 
ermöglichen, wie LaRouche 2004 schrieb.
3. Umfassende Kapital- und Devisenkontrollen sowie gezielte 
Kreditvergabe: Jedes der Länder wird ein vollständig geschütztes na-
tionales Währungs- und Bankensystem einrichten, das Folgendes 
erfordert: 
- Umfassende Kapital- und Devisenkontrollen, 
- einen festen Wechselkurs gegenüber anderen Währungen (wie in 
Punkt 2 oben angegeben) und 
- die Vergabe von gezielten, produktiven Krediten zu niedrigen Zins-
sätzen für vorrangige Projekte.

Im Falle Rußlands würde ein goldgestützter Rubel (oder ein neuer 
„schwerer Rubel“) diese Anforderungen in vorbildlicher Weise erfül-
len; goldgestützte Währungen könnten auch in China und Indien 
eingeführt werden, und dies könnte auf die gemeinsame Währung 
ausgedehnt werden.

Die Ära der hohen Zinsen, mit denen spekulative Finanzströme 
aus dem Ausland angelockt werden sollen, wird ein jähes Ende fin-
den. In einem Entwicklungsland erfüllt eine solche strikte Trennung 
zwischen der geschützten produktionsbasierten nationalen Wäh-
rung und dem spekulativen, von London aus gesteuerten internatio-
nalen Dollar die gleiche Funktion wie die Glass-Steagall-Bankentren-
nung in den Vereinigten Staaten.

Dies ist die Voraussetzung für die Einrichtung einer „Hamiltoni-
schen“ Nationalbank, die die Ausgabe neuer, zinsgünstiger Produk-
tivkredite an die Hochtechnologiesektoren der physischen Wirtschaft 
des Landes organisiert - „eine massive Ergänzung langfristiger Kre-
dite für die Kapitalbildung, mit anfänglichem Schwerpunkt auf der 
Kapitalbildung in der grundlegenden wirtschaftlichen Infrastruktur“, 
wie LaRouche sagt.
4. RIC+: Die RIC-Nationen werden den Kern einer neuen internatio-
nalen Architektur bilden, die allen Nationen offensteht, die bereit 
sind, sich auf der Grundlage dieser soliden physisch-ökonomischen 
Prinzipien zu beteiligen. Es besteht kaum ein Zweifel daran, daß die 
meisten Nationen im Entwicklungssektor diese neue Architektur für 
ihre eigenen Bedürfnisse als weitaus vorteilhafter empfinden werden 
als die Verwüstungen, die ihnen derzeit durch das bankrotte trans-
atlantische Finanzsystem auferlegt werden, und daß sie sich schnell 
an solchen Bemühungen orientieren werden.

Ein möglicher unmittelbarer Baustein ist die Schanghaier Organi-
sation für Zusammenarbeit (SOZ - Kasachstan, Kirgisistan, Pakistan, 
Tadschikistan und Usbekistan, zusätzlich zu Rußland, Indien und 
China), die von einigen führenden Experten als ausreichend groß 
eingeschätzt wird, um als Option für die Einführung eines neuen 
goldgedeckten, nicht auf dem Dollar basierenden Währungssystems 
zu fungieren, das auf einer vertraglichen Vereinbarung zwischen den 
Initiatorenländern beruht.

Der massive Export von Investitionsgütern in Entwicklungsländer 
wird für die produktive Expansion des RIC-Blocks von zentraler Be-
deutung sein. Große Infrastrukturprojekte in diesen Ländern werden 
ebenfalls ein wesentlicher Bestandteil des weltweiten Wirtschaftsauf-
schwungs sein. Langfristige, zinsgünstige Kredite für solche Aktivitä-
ten werden in der neuen gemeinsamen RIC-Währung ausgegeben 

werden, ähnlich wie der Renminbi bereits heute von der BRI verwen-
det wird, nur in einem viel größeren Maßstab. Kredite, die für pro-
duktive Wirtschaftstätigkeiten im Bereich der Spitzentechnologie - 
im Gegensatz zu spekulativen Tätigkeiten - geschaffen werden, sind 
nicht inflationär und sind durch die Produktivitätssteigerung, die sol-
che Investitionen nach sich ziehen, leicht rückzahlbar.
5. Die USA und Europa müssen sich dem Gürtel und der Straße-
Initiative anschließen: Es wird von besonderer Bedeutung sein, die 
Vereinigten Staaten selbst sowie die europäischen Nationen in diese 
neuen internationalen Vereinbarungen einzubeziehen. Den Men-
schen in den USA und Europa und ihren Volkswirtschaften wird es 
im Verbund mit der RIC und der Belt and Road Initiative viel besser 
gehen als unter dem Regime der Deindustrialisierung und Entvölke-
rung, dem sie unter dem derzeitigen bankrotten System unter briti-
scher Führung ausgesetzt sind.

Lyndon LaRouche bezeichnete diese Politik als ein Vier-Mächte-
Bündnis (Rußland, Indien, China und die Vereinigten Staaten), das 
allein die nötige Macht hätte, das britische Empire ein für alle Mal zu 
beenden. Voraussetzung dafür ist, daß die USA zu ihren verfassungs-
mäßigen Zielen zurückkehren, einschließlich des von Alexander Ha-
milton geschaffenen amerikanischen Wirtschaftssystems, und daß 
die souveränen Nationen Europas ähnlich handeln.
6. Wiederaufbau der Ukraine durch Ost-West-Kooperation: Der 
unmittelbare Schwerpunkt einer solchen wirtschaftlichen Zusam-
menarbeit zum Nutzen aller wird die Ukraine sein. Was heute ein 
blutiges Schlachtfeld ist, wird zu einem Modell der Ost-West-Koope-
ration. Die einst mächtige ukrainische Wirtschaft, die nach der Un-
abhängigkeit durch 20 Jahre Wirtschaftsliberalismus zerstört wurde 
- was nach dem vom Westen angeführten Putsch auf dem Maidan 
im Jahr 2014 noch weiter verschärft wurde - und nun vom Krieg 
verwüstet wird, kann durch gemeinsame Anstrengungen wieder 
aufgebaut und wiederbelebt werden. Die Ukraine wird zum Knoten-
punkt des „Gürtel- und Straßen“-Transits von China nach ganz Eur-
opa werden und die einst mächtigen wissenschaftlichen, schwerin-
dustriellen und landwirtschaftlichen Sektoren der Ukraine aufbauen, 
was der ganzen Welt zugute kommen wird.

Bei den oben genannten sechs Maßnahmen handelt es sich nicht 
um eine langfristige Strategie und auch nicht um einen mittelfristi-
gen Vorschlag. Sie sind ein kurzfristiger Aktionsplan, der erforderlich 
ist, um die massive wirtschaftliche Zerstörung, die bereits im Gange 
ist, zu stoppen, die geopolitisch motivierten Kriege zu beenden und 
die notwendige Architektur für beschleunigtes Wachstum und Ent-
wicklung aller Nationen zu schaffen.3

Anmerkungen:
1. Der Plan wurde ausgearbeitet von einer Arbeitsgruppe des Executive 
Intelligence Review, der Claudio Celani, Richard Freeman, Paul Gallag-
her, Marcia Merry-Baker, Dennis Small und Karel Vereycken angehö-
ren. 
2. Siehe https://www.bueso.de/vier-gesetze
3. Der Plan wurde auch in Vorbereitung der internationalen Konferenz 
des Schiller-Instituts am 9. April für eine neue Sicherheits- und Entwick-
lungsarchitektur verfaßt, siehe https://schillerinstitute.com/de/
blog/2022/03/18/internet-konferenz-am-9-april-2022-die-schaffung-
einer-neuen-sicherheits-und-entwicklungsarchitektur-fuer-alle-natio-
nen/

3



Die physische Wirtschaft des transatlantischen Sektors befindet 
sich seit etwa einem halben Jahrhundert in einem beschleunigten 
Niedergang, seit Nixon im August 1971 das Ende der Golddeckung 
des Dollars verkündete und stattdessen ein spekulatives System frei-
er Wechselkurse einführte. Dann, Anfang 2020, erzeugte die CO-
VID-Pandemie einen weiteren drastischen Einbruch, wobei eine 
weltweite reale Arbeitslosenquote von 46 % zum Vorschein kam, die 
mit „informeller Beschäftigung“ überdeckt worden war. Hunderte 
Millionen Menschen waren so zu dauerhafter Armut und Hunger 
verdammt. Im November 2021 wurde auf dem Klimazirkus COP26 
in Glasgow unter dem Deckmantel des „Great Green Reset“ zur Be-
kämpfung des „Klimawandels“ ein weiterer Schritt zur Deindustria-
lisierung durchgesetzt, wodurch die physische Wirtschaft und be-
sonders der Energiesektor zurück ins Mittelalter katapultiert werden 
wird.

Und jetzt wurden drakonische Sanktionen gegen Rußland und 
China verhängt, die die physische Wirtschaft des Planeten auf ein 
Niveau absenken, das unweigerlich zur Reduzierung der Weltbevöl-
kerung um Milliarden Menschen führt, wenn nicht eingegriffen wird. 
Es muß betont werden, daß der jetzige Zusammenbruch der physi-
schen Weltwirtschaft nicht durch die aktuelle Krise um die Ukraine 
verursacht wurde - die Gründe liegen Jahrzehnte zurück. Aber die 
Sanktionspolitik hat das Ziel, die Menschheit auf ein Niveau der re-
lativen potentiellen Bevölkerungsdichte wie im Mittelalter zu redu-
zieren.

A) Lebensmittel und Agrarnotstand

Beginnen wir mit den Lebensmitteln - hier wirkt sich die Sanktions-
politik mit besonderer Wucht auf den Entwicklungssektor aus. Liu 
Zhiqun, ein bekannter chinesischer Wirtschaftswissenschaftler am 
Chongyang Institute for Financial Studies, brachte es in einem In-
terview mit CGTN am 23. März auf den Punkt. Auf die Frage nach 
den Auswirkungen der US-Sanktionen gegen Rußland auf die Welt-
wirtschaft antwortete Liu: „Es gibt Schätzungen, daß die Ausbrei-

tung von COVID zu Hungersnöten für 200 Millionen Menschen 
führt. Mit den Folgen der Sanktionen wird diese Zahl auf 1 Milliar-
de steigen.“

Bereits vor zwei Jahren, noch vor Ausbruch der Pandemie 2020 
und der Hyperinflation 2021, gab es eine gravierende Unterproduk-
tion von Nahrungsmitteln, so daß 2019 über 810 Millionen Men-
schen nicht genügend Nahrung hatten und sich die Hungersnot 
verschärfte. Zum Jahresende 2021 schätzte das Welternährungspro-
gramm, daß mehr als 230 Millionen Menschen kurz vor dem Hun-
gertod standen und die landwirtschaftliche Produktion aufgrund 
von Engpässen bei den Betriebsmitteln und hohen Preisen ins Chaos 
geraten würde. 

Der zusätzliche Schock durch die Sanktionen ist verheerend. Ruß-
land war zusammen mit Weißrußland eine wichtige Quelle von 
Kunstdünger (Stickstoff, Phosphor, Kalium) für die Welt, die nun 
nicht mehr zur Verfügung steht. Die Erträge von Weizen, Mais und 
Reis - den drei Hauptgetreidearten der Welt - werden einbrechen, 
und die Anbauflächen schrumpfen. Bislang bezog Europa direkt 
oder indirekt 25% seines Kunstdüngers aus Rußland. Brasilien und 
andere große Produzenten können den Bedarf nicht decken. Svein 
Tore Holsether, Präsident von Yara International, einem der größten 
Düngemittelhersteller der Welt, kommentierte im März 2022: „Die 
Hälfte der Weltbevölkerung erhält ihre Nahrung mit Hilfe von Dün-
gemitteln… und wenn diese für einige Kulturen entfallen, sinkt [der 
Ertrag] um 50%.“

Der Abbruch der Lieferungen von Getreide und anderen Produkten 
sowie von Düngemitteln aus dem Agrarbereich der Ukraine, Weißruß-
lands und Rußlands stellt einen unmittelbaren weltweiten Notfall dar. 
Rußland und die Ukraine sind zusammen die größten Weizenexpor-
teure der Welt, auf sie entfällt ein Drittel der über 200 Mio. Tonnen 
Weizen, die jährlich gehandelt werden. Dies trifft vor allem die von 
Weizenimporten abhängigen Länder der MENA-Region (Naher Osten, 
Nordafrika), von denen viele zu 70% oder mehr von der Ukraine und 
Rußland abhängig sind. Viele europäische Länder bezogen ihr Futter-
getreide (Gerste, Mais usw.) aus der Ukraine, was nun unterbrochen 
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II. Sanktionen zerstören die Weltwirtschaft bis zur Unkenntlichkeit

LaRouches „Vier Gesetze“ 
zur Rettung der Wirtschaft

Am 8. Juni 2014 schrieb Lyndon LaRouche ein Dokument mit dem Titel 
„Die vier neuen Gesetze zur Rettung der USA jetzt! Kein Vorschlag; 
eine unmittelbare Notwendigkeit“, in dem er die folgenden vier politischen 
Forderungen aufstellte:
1. Die sofortige Wiedereinführung des Glass-Steagall-Trennbanken-Gesetzes, 
das von US-Präsident Franklin D. Roosevelt eingeführt wurde, und zwar ohne 
Änderungen, was das Umsetzungsprinzip betrifft. Dies bedeutet, daß die ge-
samte spekulative Finanzblase einer Konkurssanierung unterzogen werden 
muß.
2. Die Rückkehr zu einem top-down gesteuerten und genau definierten System 
des nationalen Bankwesens, wie es der erste Finanzminister der USA, Alexander 
Hamilton, festgelegt hat.
3. Der Zweck des Einsatzes eines solchen föderalen Kreditsystems ist es, hochpro-
duktive Trends zur Verbesserung der Beschäftigung zu erzeugen, mit der beglei-
tenden Absicht, die realwirtschaftliche Produktivität und den Lebensstandard der 
Personen und Haushalte zu erhöhen.
4. Verabschiedung eines „Crash-Programms“ zur Förderung der fundamentalen 
Durchbrüche in der Wissenschaft, die für unbegrenztes Wirtschaftswachstum und 
Entwicklung erforderlich sind.

Lyndon LaRouche mit seiner berühmten 
„typischen Kollapsfunktion“. 

Schiller-Institut



ist. Auf die Ukraine entfielen 
19% der jährlichen Maisex-
porte der Welt. Das Welter-
nährungsprogramm bezog 
in den letzten Jahren die 
Hälfte seines Getreides für 
Nothilfelieferungen aus der 
Ukraine. Auf die Ukraine und 
Rußland zusammen entfie-
len auch 75% des internatio-
nal gehandelten Sonnenblu-
menöls, das einen bedeu-
tenden Teil der weltweiten 
Speiseölausfuhren aus-
macht.

Parallel zu den Engpässen 
sind die Lebensmittelpreise 
in die Höhe geschnellt, so daß die geringeren Produktionsmengen 
für Millionen von Menschen unerschwinglich geworden sind. Laut 
dem Welternährungspreisindex der FAO stiegen die Lebensmittel-
preise in der Zeit von Mai 2020 bis Februar 2022 um 54%.

Neben den Lebensmitteln selbst sind auch Saatgut, Pflanzen-
schutzmittel und andere landwirtschaftliche Betriebsmittel für den 
Erntezyklus 2022-2023 betroffen. Zwei der weltweit größten Saat-
gutlieferanten, die Bayer AG und Cargill Inc., haben Rußland im 
Einklang mit der US-Sanktionspolitik einen Lieferstopp für Weizen-
saatgut für 2023 angedroht.

Es gibt fünf Bereiche, in denen dringend reagiert werden muß.
1. Die nationalen Regierungen müssen ihre souveräne Verantwor-
tung wahrnehmen und die knappen Nahrungsmittelvorräte dorthin 
lenken, wo sie Leben retten, und ebenso die knappen landwirt-
schaftlichen Betriebsmittel - Saatgut, Düngemittel, Pflanzenschutz-
mittel, Treibstoff - in die Agrargebiete lenken, die kurzfristig den 
größten Ertrag erbringen können. Wenn nötig, bedeutet dies, daß 
autonome Entscheidungen von Lebensmittel- und Agrarkartellen 
außer Kraft gesetzt werden müssen.
2. Die Regierungen müssen entsprechend ihren nationalen Plänen 
Unterstützungsmaßnahmen für unabhängige bäuerliche Familien-
betriebe und entsprechende lebensmittelverarbeitende Betriebe 
umsetzen. Dazu gehören Paritätspreise, Kredite und Infrastruktur-
einrichtungen, und es bedeutet, die Macht der Kartellsysteme zu 
brechen, die spezielle Exportregionen und Monokulturen gefördert 
haben, während Millionen Menschen hungern und verhungern.
3. Das Ziel ist die Verdoppelung der weltweiten Nahrungsmittelpro-
duktion, um den Hunger zu bekämpfen. Wenn man von einer hal-
ben Tonne Getreide pro Person und Jahr ausgeht (für den direkten 
und indirekten Verzehr durch tierische Proteine), sollte die Welternte 
bei 4 Mrd. Tonnen liegen, aber derzeit sind es nur 2,7 Mrd. Tonnen, 
also zwei Drittel des Bedarfs.
4. Schluß mit der Politik des „Green Reset“ und der Ideologie, 
menschliche Aktivitäten im Namen des Klimaschutzes einzuschrän-
ken. Insbesondere müssen in 60 Ländern alle jene Pläne gestoppt 
werden, die darauf abzielen, bis 2030 30% der Land- und Wasserflä-
chen aus der landwirtschaftlichen oder sonstigen wirtschaftlichen 
Nutzung herauszunehmen.
5. Die Ukraine ist in Friedenszeiten ein globaler Schwerpunkt für eine 
hochproduktive Landwirtschaft, wie wir weiter unten ausführen. Mit 
insgesamt 41,5 Mio. ha landwirtschaftlicher Nutzfläche, das sind 
70% der Gesamtfläche des Landes, steht sie nach Rußland an zwei-
ter Stelle in Europa, was die landwirtschaftliche Nutzfläche angeht. 
Von der gesamten landwirtschaftlichen Nutzfläche der Ukraine gel-
ten 32 Mio. ha als Ackerland. Fast alle Böden sind gut, die Hälfte 
davon sind sehr fruchtbare Schwarzerde-Böden. Flüsse und der Zu-
gang zum Schwarzen Meer für den Seehandel sind wichtige Trans-

portmittel. Das Klima begünstigt die Landwirtschaft. Mit einem ge-
zielten Wiederaufbau- und Wachstumsplan wird die Ukraine nicht 
nur ein produktiver Mittelpunkt Eurasiens, sondern auch eine Brücke 
in eine Zukunft mit reichlich Nahrung für alle.

B) Die europäische Energieversorgung bricht ein

Zeichen einer gesunden Wirtschaft ist die technologisch bedingte 
steigende Energieflußdichte im Produktionsprozeß, verbunden mit 
einem steigenden Gesamtenergieverbrauch pro Kopf und pro Qua-
dratkilometer. Doch die Weltenergiesituation entwickelt sich seit 
Jahrzehnten in die entgegengesetzte Richtung, und die Sanktions-
politik sorgt dafür, daß sich der Zusammenbruch weiter beschleu-
nigt.

Vor allem die europäischen Länder und Menschen sind die Läm-
mer, die zur Schlachtbank geführt werden. Im Jahr 2020 stammten 
etwa 40% des gesamten Energieverbrauchs in Europa aus importier-
tem Erdöl. In dem Jahr, das im Oktober 2021 endete, lieferte Ruß-
land etwa 25% des gesamten von der Europäischen Union impor-
tierten Erdöls. Wenn man also die Ölimporte aus Rußland stoppt, 
sinkt der Gesamtenergieverbrauch Europas um 10%. Ähnliches gilt 
für Erdgas.

Für Deutschland ist die Lage besonders ernst. 
Ohne russisches Erdgas und Erdöl verfügt Deutschland über 24% 

5

Tabelle 2: Energieverbrauch in Deutschland 2020

Tausend PJ %

Gesamt 12,41 100

Öl 3,97 32

- Einfuhren 3,89 98

- Aus Rußland 1,32 34

Erdgas 3,14 25

- Einfuhren 2,98 95

- aus Rußland 1,64 55

Insgesamt aus Rußland 2,96 24

Quelle: Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe



weniger Energie. Es ist höchst unwahrscheinlich, daß diese Lieferun-
gen ohne weiteres durch andere Quellen ersetzt werden könnten, 
und schon gar nicht schnell.

Die großen europäischen Regierungen, insbesondere die deut-
sche, scheuen sich, der Bevölkerung mitzuteilen, daß auch die (bis-
her nicht offiziell sanktionierten) russischen Energieexporte nach 
Europa faktisch untersagt sind. Aber sie sind faktisch untersagt, weil 
alle Unternehmen, die russische Petrochemikalien kaufen möchten, 
abgeschreckt werden, ganz zu schweigen von den extremen Schwie-
rigkeiten, Finanzierungen und Versicherungen für solche Geschäfte 
zu erhalten. Das gleiche gilt für Metalle und Düngemittel; Rußland 
ist ein großer Exporteur von beidem. Es ist möglich, ja sogar wahr-
scheinlich, daß noch in diesem Frühjahr alle russischen Exporte von 
Erdgas, Erdöl und Düngemitteln nach Europa und in die Vereinigten 
Staaten zum Erliegen kommen, selbst wenn ein Friedensabkommen 
in der Ukraine erreicht werden sollte. Die fast vollständige Unterbre-
chung der Neuen Seidenstraße, die von China durch Rußland nach 
Europa führt, ist ebenso bereits eingetreten.

Rußland ist der drittgrößte Ölproduzent der Welt und der Ölex-
porteur Nummer eins. Im Jahr 2021 produzierte es rund 11,3 Mio. 
Barrel pro Tag (bpd), von denen etwa 7,2 Mio. bpd exportiert wur-
den. Von diesen Ausfuhren gingen 1,6 Mio. bpd nach China, das 
damit der größte Einzelabnehmer von russischem Rohöl ist. Rußland 
ist gut positioniert, um seine Ölexporte, die derzeit nach Europa 
(etwa 2,3 Mio. bpd) gehen, in erheblichem Umfang nach China und 
Indien umzulenken, das derzeit 85 % seines Bedarfs von 4,3 Mio. 
bpd importiert, wovon jedoch weniger als 3% aus Rußland stam-
men.

Außerdem verfügt Rußland mit 47,8 Bio. m3 über die mit Abstand 
größten Erdgasreserven der Welt, was fast einem Viertel der weltwei-
ten Gesamtreserven von 205,6 Bio. m3 entspricht. Im Jahr 2021 pro-
duzierte Rußland eine Rekordmenge von 763 Mrd. m3 Gas, von 
denen 185 Mrd. m3 (24 %) exportiert wurden. Die beiden größten 
Abnehmer von russischem Gas sind Deutschland (43 Mrd. m³) und 
Italien (29 Mrd. m³). China hat im Jahr 2020 nur etwa 9 Mrd. m3 
russisches Gas gekauft, aber es ist geplant, diese Käufe auf 38 Mrd. 
m3 im Jahr 2025 und möglicherweise noch mehr danach zu erhö-
hen.

Auch die Energiepreise steigen im Zuge der weltweiten Hyperin-
flation rasant an, ausgelöst durch die globale finanzielle Spekulati-

onsblase. Auch die Erdgaspreise in Europa sind sprunghaft angestie-
gen - von 2.190 $ pro 1000 m3 auf fast 4.000 $ pro 1000 m3, ein 
Anstieg von 85%. Und der Preis für Kraftwerkskohle zur Stromerzeu-
gung hat sich mehr als verdreifacht und erreichte am 7. März mit 
460 $/t ein Allzeithoch, gegenüber 134 $/t am 21. Dezember. Es 
wird erwartet, daß diese und ähnliche Rohstoffpreise in den kom-
menden Monaten noch weiter ansteigen werden.

C) Mineralien und Metalle

Die Sanktionen gegen Rußland werden sich besonders verheerend 
auf den Zugang der westlichen Länder zu lebenswichtigen Mine-
ralien und Metallen auswirken. Rußland, China und das SCO-Mit-
gliedsland Kasachstan produzieren zusammen die überwiegende 
Mehrheit der wichtigsten Mineralien der Welt. Von den 42 wichtig-
sten Mineralien und Mineralprodukten der Welt produzieren diese 
drei Länder zusammen zwischen 30% und 90% der weltweiten 
Gesamtmenge, so der U.S. Geological Survey. Diese Mineralien rei-
chen von den elementarsten (wie Bauxit, Graphit, Blei und Kupfer) 
über solche, die für moderne Verfahren und die Herstellung von 
Mikrochips benötigt werden (z.B. Seltene Erden, Titan, Silizium 
und Gallium, das für elektronische Schaltungen, Halbleiter und 
Leuchtdioden verwendet wird), bis hin zu solchen, die für die 
Landwirtschaft benötigt werden (z.B. Stickstoff, Ammoniak und 
Phosphat).

Bei 16 dieser 42 wichtigsten Mineralien entfallen mehr als 70% 
der gesamten Weltproduktion auf Rußland, Kasachstan und China. 
Im Jahr 2021 erzeugten sie 84% der Weltproduktion an Vanadium 
(eine Legierung, die Stahl stoß- und vibrationsfest macht und auch 
in Panzerplatten verwendet wird), 85% des Graphits, 86% des Wis-
muts, 87% des Wolframs, 87% des Quecksilbers, 91% des Asbests 
und 98% des Galliums (das in den meisten High-Tech-Bereichen 
unverzichtbar ist).

Die drei Länder fördern und/oder produzieren 37% des weltwei-
ten Stickstoffs und Ammoniaks, das in Düngemitteln und Herbiziden 
verwendet wird, 45% des weltweiten Phosphatgesteins, das zur 
Herstellung von Phosphatdünger verwendet wird, und 33% des 
weltweiten Kalis, das zur Herstellung von Düngemitteln verwendet 
wird.

Neben der Landwirtschaft ist auch die Automobilproduktion di-
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Der folgende Auszug stammt aus Lyndon LaRouches Aufsatz vom 
12. Januar 2004, „Zum Thema Zölle und Handel“. 

Das gegenwärtige Geld- und Finanzsystem mit frei schwankenden 
Wechselkursen ist hoffnungslos bankrott. Es muß für die notwendi-
gen Verwaltungs- und Reorganisationsmaßnahmen unter staatli-
che Aufsicht gestellt werden. Praktisch keines der führenden Ban-
kinstitute Westeuropas und Amerikas (neben anderen Fällen) ist 
derzeit nicht implizit bankrott. Daher muß das erste, unmittelbarste 
Ziel der Intervention souveräner Regierungen die Stabilität der nor-
malen Funktionen der Gesellschaft sein; das zweite, kurz- bis mit-
telfristige Ziel muß eine Steigerung der produktiven Beschäftigung 
auf ein Niveau sein, das ausreicht, um die Leistungsbilanzen der 
Nationen ins Gleichgewicht zu bringen; das dritte Ziel muß die 
Aushandlung einer Reihe langfristiger protektionistischer Vertrags-
vereinbarungen über Kredite, Zölle und Handel zwischen einer Rei-
he führender Nationen sein. Die letztgenannten Abkommen soll-
ten eine bis zwei Generationen umfassen, was Kapitalzyklen von 
fünfundzwanzig bis fünfzig Jahren entspricht.

Die Möglichkeit einer Erholung von dem Zustand, der uns ge-
genwärtig durch die Kombination des IWF-Systems mit schwan-
kenden Wechselkursen und dem wild ausbrechenden Verhalten 
der Zentralbanksysteme der Nationen hinterlassen wurde, hängt 
von einer massiven Aufstockung der langfristigen Kredite für die 
Kapitalbildung ab, wobei der Schwerpunkt zunächst auf der Ka-
pitalbildung in der grundlegenden wirtschaftlichen Infrastruktur 
liegt. Um ein solches Expansionsprogramm über zwei Generatio-
nen hinweg aufrechtzuerhalten, wie wir es tun müssen, ist ein 
System erforderlich, in dem die grundlegenden Kreditkosten 
nicht höher sein dürfen als 1-2% einfache Zinssätze. Dies kann 
nur unter Bedingungen erreicht werden, die durch ein monetäres 
Finanzsystem mit festen Wechselkursen definiert sind. Das bedeu-
tet also ein „Goldreservesystem“, keine Wiederbelebung eines 
„Ehrliches Geld“-Goldstandardsystems nach britischem Vorbild 
(oder dem des verrückten Ezra Pound). Es bedeutet auch ein Sy-
stem langfristiger Handels- und Zollvereinbarungen zwischen den 
Nationen, das mit Zielen wie dem langfristigen Wachstum der 
Kapitalbildung vereinbar ist.

LaRouche über Zölle und Handel



rekt betroffen. In einem Artikel in Globe and Mail vom 7. März heißt 
es: „Der Industrie drohen auch eine Verknappung und Preisanstiege 
von Rohstoffen aus der Ukraine und Rußland, wie z.B. Neongas, 
Palladium und Nickel, die alle für verschiedene Zwecke in der Auto-
mobilherstellung verwendet werden.“

D) Sanktionierung wissenschaftlicher Exzellenz

Raumfahrt: Die von Präsident Biden verhängten Sanktionen gegen 
das russische Raumfahrtprogramm werden sich auch auf viele Raum-
fahrtprojekte in zahlreichen anderen Ländern auswirken, einschließ-
lich der Länder, die die Sanktionen umsetzen. So ist beispielsweise 
die Entscheidung der Europäischen Weltraumorganisation, die Zu-
sammenarbeit mit Rußland bei der ExoMars-Mission auszusetzen, 
die ursprünglich Ende September 2022 vom russischen Weltraum-
bahnhof Baikonur in Kasachstan starten sollte, ein selbstverschulde-
tes Desaster.

ExoMars ohne Rußland durchzuführen, bedeutet mehr als nur 
den Ersatz der von Rußland gebauten Proton-Rakete. Aus Rußland 
stammt auch die Landeplattform namens Kasatschok, die ersetzt 
werden muß. Der Rover selbst enthält russische Instrumente und 
von Rußland gelieferte Radioisotopen-Heizelemente. In der Erklä-
rung der ESA wurde auch die Entscheidung Rußlands vom 26. Fe-
bruar 2022 aufgegriffen, als Reaktion auf die europäischen Sanktio-
nen die Sojus-Starts vom EU-Startplatz Kourou in Französisch-Gua-
yana einzustellen und sein Personal von dort abzuziehen. Durch 
diese Entscheidung sind fünf europäische Missionen in Frage gestellt 
- zwei Starts von Galileo-Navigationssatelliten, das ESA-Weltraumte-
leskop Euclid und die geowissenschaftlichen EarthCARE-Satelliten 
sowie ein französischer militärischer Aufklärungssatellit.

Es ist eine bittere Ironie, daß die Ausgrenzung der russischen Welt-
raumforschung auch ein Schlag gegen die Raumfahrtkapazitäten 
der Ukraine ist. Seit 1991 haben die USA, Europa und Rußland in der 
Ukraine zusammengearbeitet, die seit den 1950er Jahren ein wichti-
ger Akteur in der Weltraumindustrie ist. Es wird nicht oft berichtet, 
aber die Ukraine ist ein führender Konstrukteur und Hersteller von 
Trägerraketen (einschließlich russischer), Raketentriebwerken, 
Raumfahrzeugen und elektronischen Komponenten. Die ukrainische 
Zenit-Rakete ist sogar die Lieblingsrakete von Elon Musk. Mit 16.000 
Mitarbeitern ist die ukrainische Raumfahrtbehörde fast so groß wie 
die NASA. Der aus der Sowjetära stammenden Behörde unterstehen 
20 staatliche Unternehmen, die im ukrainischen Raumfahrtcluster, 
einer Region zwischen den Städten Dnipro, Charkiw und Kiew, an-
gesiedelt sind.
Kernenergie: Die Kernenergie ist ein weiterer russischer (und ukrai-
nischer) High-Tech-Bereich, der von den Sanktionen betroffen ist. 
Rußland ist mit 202 TWh der viertgrößte Kernenergieproduzent der 

Welt, nach den USA, China und Frankreich. Bei den im Bau befindli-
chen neuen Kernkraftwerken im In- und Ausland ist es jedoch zu-
sammen mit China weltweit führend.

Derzeit betreibt Rußland 38 Kernkraftreaktoren im Land; weitere 
27 sind geplant, und weitere 21 Reaktorblöcke sind beantragt. Ro-
satom, die staatliche russische Kernenergiegesellschaft, hat sich zum 
Ziel gesetzt, daß Rußland bis zum Ende des 21. Jahrhunderts 70% 
seiner Elektrizität aus Kernreaktoren gewinnt.

Auch außerhalb Rußlands wird die Kernenergie zielstrebig aus-
gebaut. In den folgenden Ländern hat Rußland entweder bereits 
Kernreaktorblöcke gebaut, baut sie oder wird sie bauen: Armenien 
(1); Bangladesch (2); Bulgarien (2); Weißrußland (2); China (8); 
Ägypten (4); Finnland (1); Ungarn (4); Indien (4); Iran (3); Slowa-
kei (4); Ukraine (15); Usbekistan (1). In Bolivien errichtet Rußland 
eine Wissenschaftsstadt, die über einen Forschungsreaktor verfü-
gen wird.

Rußland ist besonders daran interessiert, die Kernenergie nach 
Afrika zu bringen. Präsident Putin erklärte auf dem BRICS-Gipfel 
2018 in Johannesburg (Südafrika):

„Ich möchte besonders darauf hinweisen, daß Rußland plant, sei-
ne Unterstützung für die Entwicklung der nationalen Energieversor-
gung in afrikanischen Staaten zu verstärken. In der Kernkraftindu-
strie … bieten wir unseren afrikanischen Partnern den Aufbau einer 
ganzen Industrie auf schlüsselfertiger Basis an. Mit einer Reihe von 
Ländern der Region wurden Abkommen über die Zusammenarbeit 
im Bereich ,Atome für den Frieden‘ unterzeichnet, und in einigen 
von ihnen hat die Arbeit bereits eine praktische Dimension erreicht. 
Alle diese Projekte sind von strategischer Bedeutung für Afrika, wo 
nach verschiedenen Schätzungen bis zu 600 Millionen Menschen 
ohne Strom leben.“
Medizin: Im August 2020 kündigte Rußland als erstes Land die Ent-
wicklung eines COVID-19-Impfstoffs an, den Sputnik V mit zwei 
Impfungen und etwas später Sputnik Light mit einer Impfung. Die 
Briten setzten alles daran, daß die Sputnik-Impfstoffe im Westen 
nicht zugelassen wurden. Der Sputnik-Impfstoff wurde bis Februar 
2021 belächelt, als die medizinische Fachzeitschrift Lancet bekannt-
gab, daß Sputnik V in einer Studie mit 20.000 Teilnehmern eine 
Wirksamkeitsrate von 91,6% aufwies.

Britische und amerikanische Sanktionen hatten noch vor dem 
Krieg mit der Ukraine Sand ins Getriebe gestreut. Bereits am 1. März 
2021 verhängte das Vereinigte Königreich Sanktionen gegen den 
Russischen Direktinvestitionsfonds (RDIF) und seinen Leiter Kirill 
Dmitriew. Die Vereinigten Staaten folgten diesem Beispiel. Der RDIF 
arbeitete mit dem russischen Gamaleya-Forschungsinstitut für Epi-
demiologie und Mikrobiologie zusammen, das Sputnik V entwickelt 
hatte, um die Produktion von Sputnik V zu organisieren und ihn auf 
ausländischen Märkten zu vermarkten.
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Schon vor dem 25. und 27. Februar (dem Datum der russischen 
Invasion in der Ukraine und der Verhängung drastischer Sanktionen 
durch die NATO-Staaten) war die Inflation in den USA beim Verbrau-
cherpreisindex von 1,5% auf 6,9% und beim Erzeugerpreisindex auf 
9,8% angestiegen. In der EU war die Inflation beim Verbraucher-
preisindex von etwa 1% auf 4,8% und beim Erzeugerpreisindex auf 
16% gestiegen.

Als somit der große „Sanktions-Inflationsschock“ am 4. März alle 
Rohstoffe traf und die Verfügbarkeit von wichtigen Nahrungsmit-
teln, Energie und mineralischen Rohstoffen rückläufig wurde, stand 
das transatlantische Finanzsystem bereits unter hohem Inflations-
druck, ausgelöst durch die Versuche der westlichen Zentralbanken, 
die privaten Großbanken vor dem Platzen der gigantischen Derivat-
blase zu schützen - eine zum Scheitern verurteilte Anstrengung.

Auf einem der größten Felder dieses Inflationsfeuers, dem US-
Immobilienmarkt, der den globalen Crash von 2007-08 auslöste, 
läßt sich die massive Geldentwertung nicht auf die Auswirkungen 
des Ukraine-Krieges oder die wirtschaftliche Kriegsführung der NA-
TO gegen Rußland zurückführen. Der US-Immobilienmarkt steuert 
auf einen weiteren Zusammenbruch zu und läßt in der Federal Re-
serve die Alarmglocken erklingen.

Was die Energiepreise in Europa anbelangt, so wurde die rasante 
Inflation schon lange vor dem Krieg durch das Gelddrucken der Zen-
tralbanken und die Spekulation mit Derivaten angeheizt.

Die größte Zentralbank, die amerikanische Federal Reserve, ist in-
zwischen sehr besorgt, die Kontrolle über das verloren zu haben, was 
einer ihrer Gouverneure, Christopher Waller, am 19. März als „rasen-
de Inflation“ bezeichnete. Drei Gouverneure bzw. Regionalpräsiden-
ten - Rafael Bostic aus Atlanta, James Bullard aus St. Louis und Waller 
- fordern mehrfache Zinserhöhungen um jeweils 0,5%, denn sie sind 
in Panik geraten, weil die derzeit geplanten geringfügigen Zinserhö-
hungen keine Chance haben, die Inflation zu bremsen. Doch diese 
Geldverknappung wird ebenso kläglich scheitern wie die gegenteilige 
„quantitative Lockerung“ - denn die zugrundeliegende Spekulations-
blase von Billionen von Dollar ist in jedem Szenario unbezahlbar. 

Vor diesem Hintergrund hat der hyperinflationäre Schock, der sich 
seit Montag, dem 7. März, verbreitete, den größten Teil der Liquidität 
aus Produktion, Vertrieb und Handel mit den vielen oben genannten 
Gütern ausgelöscht. Viele Tausende von Unternehmen in diesen Sek-
toren sind in Zahlungsschwierigkeiten geraten, wovon auch ihre Ban-
ken betroffen sind. Keine geringere Bank als JPMorgan Chase, die 
größte in den Vereinigten Staaten, äußerte in der darauffolgenden 
Woche große Besorgnis darüber, daß die Bank das Ausfallrisiko all 
dieser Unternehmen tragen müsse. Die Kreditvergabe in diesen Berei-
chen ist praktisch zum Erliegen gekommen. Bloomberg News titelte 
am 18. März: „Die größten Rohstoffmärkte der Welt beginnen sich 
festzufressen“. Der Verband europäischer Energiehändler [der größte 
der Welt] forderte am 16. März die Zentralbanken auf, „zeitlich be-
grenzte Sofortliquiditätshilfe zu leisten, um sicherzustellen, daß die 
Großhandelsmärkte für Gas und Strom weiterhin funktionieren“.

Engpässe auf lebenswichtigen Rohstoffmärkten sind allgegenwär-
tig, und die Engpässe in Folge der Sanktionen zur Zerschlagung der 
russischen Wirtschaft überschneiden sich mit denjenigen, die sich 
bereits vor dem 25. Februar aufgrund der steigenden Inflation ent-
wickelt hatten, wie z.B. bei Düngemitteln. Die am stärksten ver-
knappten Rohstoffe steigen hyperinflationär im Preis.

Das Phänomen der „Selbstsanktionierung“ zahlreicher Unterneh-
men in Europa, Nordamerika und Ozeanien für russische Energie-
produkte, die gar keinen staatlichen Sanktionen unterliegen, hat 
diesen Begriff zu einem geflügelten Wort gemacht. Rohstoffhändler 
schätzen, daß die russischen Ölexporte nach Europa tatsächlich um 
1,5 Mio. Barrel pro Tag (bpd) gesunken sind, obwohl sie nicht sank-

tioniert sind. Die gesamten russischen Ölexporte weltweit sollen um 
2 Mio. bpd gesunken sein. Der IEA zufolge werden es im Laufe des 
Jahres 2022 3 Mio. bpd sein. 

Bereits am 7. März beschrieb Zoltan Poszar, Analyst bei der Credit 
Suisse, den durch die Rohstoffe ausgelösten finanziellen Schock sehr 
treffend. „Wenn der Westen den größten Rohstoffproduzenten der 
Welt, der praktisch alles verkauft, mit Sanktionen belegt, wird Fol-
gendes passieren: Nicht-russische Rohstoffe werden aufgrund der 
neuen Knappheit teurer; Händler müssen mehr Kredite aufnehmen, 
aber gibt es genug Sicherheiten? Es werde in der Branche zu massi-
ven Nachschußforderungen kommen.

Zum 50. Jahrestag des OPEC-Angebotsschocks von 1973 erleben 
wir etwas Ähnliches, aber wesentlich Schlimmeres - den Rußland-
Angebotsschock 2022, der nicht vom Anbieter, sondern vom Ver-
braucher ausgeht.“

Eine Zahlungsunfähigkeit Rußlands wird auch von seinen westli-
chen Gläubigern bewußt provoziert, indem etwa 300 Mrd.$ der 
640 Mrd.$ an russischen Währungsreserven eingefroren (d.h. ge-
stohlen) wurden. Ein Zahlungsausfall wird Nachschußforderungen 
auf Credit Default Swaps auslösen, deren Preis so stark gestiegen ist, 
daß sie für Rußlands Gläubiger nicht mehr verwendbar sind. Moskau 
war bisher in der Lage, diese Schulden zu bedienen, wie es durch die 
Zahlung von 117 Mio.$ am 16. März und 66 Mio.$ am 21. März aus 
den eingefrorenen Reserven bewiesen hat - ein Verfahren, das durch 
ein Schlupfloch des US-Finanzministeriums in den Sanktionen, die 
Ende Mai 2022 auslaufen, erlaubt ist.

Dieses Schlupfloch wurde gelassen, um internationalen Anlei-
hegläubigern die Möglichkeit zu geben, den russischen Markt sicher 
zu verlassen, indem sie ihre stark verbilligten russischen Anleihen an 
Goldman Sachs und andere verkaufen, die wiederum solche „notlei-
denden Schulden“ an Geierfonds verkaufen. Diese Fonds werden 
dann hingehen und ihre beträchtlichen finanziellen, rechtlichen und 
politischen Kapazitäten einsetzen, um Rußland zu zwingen, den vol-
len Nennwert der Anleihen zu zahlen, die die Geierfonds für einen 
Bruchteil erworben hatten - so wie es im Krieg gegen Argentinien 
vor zwei Jahrzehnten bereits praktiziert wurde.

Die Auslandsschulden russischer Unternehmen sind ein Fragezei-
chen von 75 Mrd.$. Diese Anleihen wurden vom Markt bereits mit 
einem Abschlag von 70% neu bewertet, d.h. mit einem Verlust von 
etwa 50 Mrd.$. Wall Street on Parade schrieb am 7. März: „Die große 
Frage an der Wall Street ist, welche Banken 41 Mrd.$ für Credit 
Default Swaps auf Rußland schulden.“ 

„Es sind 41 Mrd.$ an Credit Default Swaps (CDS) auf russische 
Schulden bekannt“, heißt es in der bekannten Finanzkolumne. „Dar-
über hinaus gibt es weitere Milliarden an Credit Default Swaps auf 
Anleihen staatlicher und nichtstaatlicher russischer Unternehmen…. 
Es sieht nach einer Wiederholung der Bankenkrise von 2008 aus“, 
schrieb Wall Street on Parade weiter, „als die Banken die Kreditvergabe 
an andere Banken einstellten, weil sie nicht wußten, wer als nächstes 
von den toxischen Subprime-Krediten betroffen sein würde. Das führ-
te zu einer Liquiditätskrise und dem beispiellosen Engagement der 
Federal Reserve, die heimlich Billionen von Dollar in die Megabanken 
der Wall Street und ihre ausländischen Derivatpartner pumpte.“

Am 11. März veröffentlichte die Financial Times auf der Grundlage 
von Daten der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich eine Liste 
der am stärksten exponierten westlichen Banken. Das Gesamten-
gagement wird mit 121 Mrd.$ angegeben, wovon der größte Teil, 
84 Mrd.$, in den Händen europäischer Banken liegt, wobei die So-
ciété Générale an der Spitze der Liste steht (21 Mrd.$), gefolgt von 
Paribas (3 Mrd.$), Credit Suisse (1,7 Mrd.$) und Deutsche Bank (1,5 
Mrd.$). Unter den US-Banken ist die Citibank mit 10 Mrd.$ am 
stärksten exponiert.
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III. Die Sanktionen beschleunigen den transatlantischen Finanzkollaps



Frieden durch Entwicklung ist die Grundlage der Politik für eine neue 
weltweite Sicherheits- und Entwicklungsarchitektur, und sie muß am 
unmittelbarsten auf den Wiederaufbau einer neutralen Ukraine nach 
dem Krieg angewendet werden.

Auch wenn das Ausmaß der Zerstörung durch den andauernden 
Krieg kaum abzuschätzen ist, bleibt die Aufgabe bestehen, daß die 
ukrainische Wirtschaft wiederaufgebaut und in eine moderne wis-
senschaftlich-technologische Ökonomie umgewandelt werden kann 
und sollte, um als Drehscheibe zwischen dem östlichen und westli-
chen Teil Eurasiens zu fungieren. Der Lebensstandard und die Aus-
bildung der Arbeitskräfte müssen erhöht und gleichzeitig die de-
struktiven Ratschläge der Londoner City und des IWF abgelehnt 
werden, die in drei Jahrzehnten zu einer wirtschaftlichen Verwü-
stung geführt haben. Das Land kann aus den Trümmern, die der 
gegenwärtige Krieg hinterläßt, wiederaufgebaut werden. 

Die Ukraine verfügt über ein großes Potential. Sie verfügt seit jeher 
über qualifizierte und produktive Arbeitskräfte, die in einigen Berei-
chen Weltspitze sind. Sie verfügt über einen bedeutenden Industrie-
gürtel in der Region zwischen Dnipropetrowsk und der Volksrepublik 
Donezk (ehemals Region Donezk der Ukraine), wo mehr als ein Drittel 
der gesamten Industrieproduktion der Ukraine angesiedelt ist. (Für die 
Zwecke dieser Studie betrachten wir die Donezker Volksrepublik [DVR] 
und die Lugansker Volksrepublik [LVR], deren genauer Status sich aus 
den Friedensverhandlungen ergeben wird, sowie die Ukraine als Teil 
der zu entwickelnden gemeinsamen Region). Die Ukraine verfügt 
über die Anlagen- und Maschinenbaubetriebe Juschmasch und Ju-
schnoje, die Raumfahrzeuge, Raketen und Schmiedeteile herstellen, 
sowie über den wissenschaftlich-technischen Komplex für Luftfahrt O. 
K. Antonow, der sich auf den Bau von Frachtflugzeugen spezialisiert 
hat. Alle diese Werke könnten für die Herstellung von Raumfahrzeu-
gen ausgebaut, ein Teil auch auf die Herstellung von Laser-Werkzeug-
maschinen umgerüstet werden.

Das Land besitzt 20% der „Schwarzerde“ des Planeten, um aus-
reichend Weizen, Getreide und viele andere landwirtschaftliche Pro-
dukte für den eigenen Bedarf und den Export in die ganze Welt zu 
produzieren. Das Schienennetz des Landes ist veraltet und an eini-
gen Stellen heruntergekommen, aber es könnte modernisiert wer-
den, so daß elektrifizierte Hochgeschwindigkeitsstrecken oder Ma-
gnetschwebebahnen entstehen. So könnte die günstige geographi-
sche Lage des Landes genutzt werden, um Waren und Menschen 

schnell von Norden nach Süden und von Osten nach Westen durch 
das Herz Eurasiens zu transportieren - ein zentrales Bindeglied in der 
Belt and Road Initiative. Die Ukraine ist in der Tat der perfekte Dreh- 
und Angelpunkt, um das derzeitige globale Paradigma von wirt-
schaftlichem Zusammenbruch und Krieg durch eine neue Sicher-
heits- und Entwicklungsarchitektur zu ersetzen, die auf dem Konzept 
von Frieden durch Entwicklung basiert. 

Dreißig Jahre der Zerstörung

Nach der Auflösung der Sowjetunion 1991 erklärte sich die Ukraine 
am 24. August 1991 für unabhängig, aber ihre „Unabhängigkeit“ 
war nur von kurzer Dauer. Augenblicklich machten sich unzählige 
Ökonomen aus dem Umfeld des IWF, der Wall Street und der Lon-
doner City auf den Weg, um die Privatisierung und Schließung von 
Fabriken, die Entlassung von Arbeitern usw. durchzusetzen. Dr. Na-
talia Witrenko, Vorsitzende der Progressiven Sozialistischen Partei 
der Ukraine (PSPU), analysierte die Ergebnisse dieser zerstörerischen 
Politik auf einer Konferenz des Schiller-Instituts am 13. und 14. April 
2013, ihre Rede wurde in Neue Solidarität Nr. 20 vom 15. Mai 2013 
abgedruckt. Witrenko berichtete: „Die Werkzeugmaschinenindu-
strie brach praktisch völlig zusammen, obgleich die Ukraine zuvor 
über 16 große Werkzeugmaschinenbetriebe verfügte, die 1990 
noch 37.000 Werkzeugmaschinen produzierten. Jetzt sind davon 
nur noch drei übrig, die sich kaum mehr über Wasser halten können, 
und sie produzieren nur noch 40 Werkzeugmaschinen im Jahr.“

Witrenko stellte weiter fest, daß die Stromerzeugung der Ukraine 
zwischen 1991 und 2012 um 35%, die Walzstahlproduktion um 
57% und die Traktorenproduktion um 94,3% zurückgegangen sei. 
In den Jahren der monetaristischen „Unabhängigkeit“ hat die Ukrai-
ne 12 Mio. Arbeitsplätze verloren, und die Menschen wurden immer 
ärmer. 

Ende 2013 kam es zu einem Wendepunkt: Der ukrainische Präsi-
dent Viktor Janukowitsch beschloß am 21. November, das Assoziie-
rungsabkommen mit der Europäischen Union nicht zu unterzeich-
nen, und suchte nach anderen Alternativen für die Entwicklung der 
Ukraine. Vom 3. bis 6. Dezember hielt sich Janukowitsch zu einem 
Staatsbesuch in Peking auf. Dort traf er mit dem chinesischen Präsi-
denten Xi Jinping zusammen und sagte zu, daß sich die Ukraine der 
Belt and Road Initiative anschließen würde, deren Gründung Xi erst 

drei Monate zuvor im Sep-
tember angekündigt hatte. 
Am 5. Dezember kommen-
tierte das chinesische Au-
ßenministerium das Treffen: 
„Die Ukraine war einst ein 
wichtiger Verbindungs-
punkt zwischen der östli-
chen und der westlichen 
Zivilisation und liegt auf 
dem Weg, den die Eurasi-
sche Kontinentalbrücke 
nehmen muß. Die Ukraine 
ist bereit, sich am Aufbau 
des ,Wirtschaftsgürtels Sei-
denstraße‘ zu beteiligen. 
Die chinesische Seite be-
grüßt dies und ist bereit, 
eine entsprechende Zusam-
menarbeit mit der ukraini-
schen Seite zu erörtern.“

China und die Ukraine 
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IV. Entwurf eines Plans zum Wiederaufbau und zur Entwicklung der Ukraine

Tabelle 3: Arbeitskräfte in der Ukraine

Jahr
Arbeitskräfte 

insgesamt (Tausend)
Landwirtschaft Industrie

Verarbeitendes Ge-
werbe

2012 20.354 3.496 3.346 2.322

2013 20.404 3.578 3.275 2.276

2014 18.073 3.091 2.898 2.022

2015 16.443 2.870 2.574 1.839

2016 16.277 2.867 2.495 1.792

2017 16.156 2.861 2.441 1.775

2018 16.361 2.938 2.426 1.786

2019 16.578 3.010 2.462 1.833

Quelle: Staatliches Statistikamt der Ukraine. 
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unterzeichneten ein Abkommen über eine strategische Partner-
schaft, und China erklärte sich bereit, 8 Mrd.$ in die ukrainische 
Wirtschaft zu investieren, so der Ukraine Monitor vom 6. Dezember 
2013.

Auch eine enge Zusammenarbeit mit Rußland stand auf der Ta-
gesordnung. Der damalige stellvertretende russische Ministerpräsi-
dent Dmitrij Rogosin hatte eine Arbeitsgruppe für die russisch-ukrai-
nische Industriekooperation gebildet, die auch die militärische und 
die gemeinsame Raumfahrtproduktion umfaßte. Rogosin besuchte 
vom 1. bis 3. Dezember die Industrieanlagen des Dnjepr-Bogens 
und traf mit dem damaligen ukrainischen Ministerpräsidenten My-
kola Asarow zusammen.

Diese Entwicklungsperspektiven waren dem britischen und ame-
rikanischen Establishment ein Dorn im Auge, und sie aktivierten seit 
langem bestehende Kapazitäten in der Ukraine, darunter Victoria 
Nuland, die damalige stellvertretende US-Außenministerin für euro-
päische und eurasische Angelegenheiten, sowie die Anhänger des 
Nazi-Kollaborateurs Stepan Bandera, die zur Eskalation von Gewalt 
und Chaos aufriefen, um die Regierung Janukowitsch zu stürzen - 
was ihnen am 24. Februar 2014 auch gelang. Der vorab ausgewähl-
te Arsenij Jazenjuk wurde am 27. Februar 2014 auf Drängen von 
Victoria Nuland als Ministerpräsident eingesetzt, um die Politik der 
Londoner City und des Internationalen Währungsfonds (IWF) wieder 
in Kraft zu setzen, die 21 Jahre lang so viel Zerstörung und Leid in 
der Ukraine angerichtet hatten.

Der fortschreitende Zerfall der ukrainischen Wirtschaft ist ein 
deutliches Beispiel für diesen Prozeß, wie die folgende Tabelle der 
sinkenden Beschäftigungszahlen zeigt.

Zwischen 2012 und 2019 sank die Gesamtzahl der Arbeitskräfte 
in der Ukraine um 3,96 Millionen oder 18,6%; die Zahl der Arbeits-
kräfte in der Landwirtschaft sank um 486.000 (13,9%), die Zahl der 
Arbeitskräfte in der Industrie um 884.000 (26,4%) und die Zahl der 

Arbeitskräfte im verarbeitenden Gewerbe (Teil der Industriearbeiter) 
um 488.000 (19,5%).

Im Jahr 1992 hatte die Ukraine eine Gesamtbevölkerung von 51,9 
Mio. Menschen. Im Jahr 2012 war sie auf offiziell 45,4 Mio. gesun-
ken, wohingegen die Wirtschaftswissenschaftlerin Witrenko sagte, 
daß die tatsächliche Zahl damals nur noch 39 Mio. betrug. Im Jahr 
2020 lag die offizielle Bevölkerungszahl bei 41,4 Mio., einschließlich 
der Bevölkerung des Donbaß (nach Witrenkos Berechnung würde 
sie jedoch eher bei 35 Mio. liegen). Nach offiziellen Maßstäben 
mußte die Ukraine zwischen 1992 und 2020 den größten Bevölke-
rungsrückgang aller europäischen Länder hinnehmen, und all dies 
geschah vor der russischen Militäroperation in der Ukraine am 24. 
Februar 2022. Inzwischen haben weitere 4 Mio. Ukrainer das Land 
verlassen, und eine unbekannte Zahl von Menschen ist innerhalb 
des Landes auf der Flucht.

Umkehrung des Prozesses, Wiederaufbau der Ukraine

Die Ukraine kann im Rahmen einer neuen internationalen Wirt-
schaftsarchitektur einige entscheidende Schritte unternehmen, wie 
bereits in diesem Dokument dargelegt.

Erstens sollte die Ukraine den größten Wert auf den Wiederaufbau 
und die Entwicklung ihrer produktiven Arbeitskräfte legen. In einem 
Webcast am 7. Dezember 2012 sagte der Wirtschaftswissenschaftler 
Lyndon LaRouche:

„Wir haben die Bevölkerung des Planeten, und wir brauchen jedes 
verdammte Individuum auf diesem Planeten: Wir brauchen sie! Sie 
haben einen Daseinszweck, denn sie können produktiver werden, 
und wenn sie produktiver werden, dann werden ihre Kinder produk-
tiver, und so weiter; die Fähigkeit der Menschheit, mit diesen Proble-
men fertig zu werden, nimmt zu.“

Im Laufe der nächsten zehn Jahre sollte die Ukraine 10 Mio. Ar-

Abb. 1: Karte der Ukraine � Wikimedia Commons/Lencer/cc-by-sa 3.0



beitskräfte wieder in den Arbeitsmarkt integrieren, darunter 4 Mio. 
zusätzliche Industriearbeiter und davon 2 Mio. Arbeiter im verarbei-
tenden Gewerbe.

Im Jahr 2019 gab es in der Ukraine 118.935 Unternehmen des 
verarbeitenden Gewerbes, einige mit lediglich fünf Beschäftigten. 
Heute sind es zweifellos weit weniger, aber die Ukraine sollte sich 
zum Ziel setzen, diese Zahl bis 2032 um etwa 50.000 neue Unter-
nehmen des verarbeitenden Gewerbes zu erhöhen und die Größe 
und die Zahl der Beschäftigten in den bestehenden Betrieben zu 
steigern. An vorderster Front sollte dabei der Werkzeugmaschinen-
bau stehen, und es sollten Werkzeugmaschinenmeister aus China, 
Deutschland, Italien und der Schweiz geholt werden, die mit ukrai-
nischen Werkzeugmaschinenexperten zusammenarbeiten, um ei-
ne neue Generation von Werkzeugmaschinenarbeitern auszubil-
den.

Die Ukraine hat eine offizielle Jugendarbeitslosenquote, die zwi-
schen 15% und 22% schwankt, die tatsächliche Quote dürfte Be-
richten zufolge viel höher liegen. Die Ukraine sollte ein nach dem 
Vorbild der von US-Präsident Franklin Roosevelt im März 1933 in 
den Vereinigten Staaten gegründetes Civilian Conservation Corp 
einrichten, um arbeitslose Jugendliche zu beschäftigen und auszu-
bilden. Das ukrainische Korps sollte sich auf medizinische und Kran-
kenhaushilfe konzentrieren und sogar unterstützende Positionen 
beim Bau von Krankenhäusern und anderer Infrastruktur einneh-
men, zusammen mit abendlichen Bildungskursen als Teil eines Welt-
gesundheitssystems, wie es von der Gründerin des Schiller-Instituts, 
Helga Zepp-LaRouche, vorgeschlagen wurde.

Zweitens wird die Ukraine viele ihrer Städte wiederaufbauen und 
ihren Industriegürtel rekonstruieren und modernisieren müssen. Ein 
großer Teil der Industrie des Landes konzentriert sich auf zwei große 
Regionen: die Region Dnipropetrowsk im Südosten des Landes und 
die DVR im Osten, die jeweils etwa 17% der ukrainischen Industrie-
produktion der Vorkriegszeit ausmachten.

Die DVR konzentriert sich vor allem auf die Stahlproduktion, die 
chemische Industrie und den Kohlebergbau. Sie verfügt auch über 
wissenschaftliche Zentren. Es ist wichtig, daß Donezk und Mariupol 
die beiden Enden eines gemeinsamen Industriekorridors mit Industri-
eunternehmen bilden. In Mariupol besitzt das Unternehmen Metin-
vest, das von dem Milliardär Rinat Achmetow kontrolliert wird, zwei 
große Stahlwerke sowie weitere Anlagen, die Berichten zufolge zu-
sammen 40.000 Menschen beschäftigen. Die DVR hat unter dem 
Rückgang der Kohleproduktion gelitten. Im Jahr 2013 produzierte die 

Ukraine 84 Mio.t Kohle. Im vergangenen Jahr waren es nur noch 29 
Mio.t, ein starker Rückgang um zwei Drittel. Ein Großteil der Bergwer-
ke befindet sich in der Donbaß-Region. Mehrere Kohlebergwerke in 
der DVR wurden in den letzten Jahren durch schwere Regenfälle über-
flutet und unbrauchbar gemacht, und die Zentralregierung in Kiew 
hat wenig getan, um zu helfen. Dies hat der Stahlproduktion der 
Ukraine geschadet. Der heilige „Great Reset“-Kreuzzug der britischen 
Royals gegen die Kohle schadet der Ukraine zusätzlich.

In der Region Dnipropetrowsk, einem Zentrum der Schwerindu-
strie, gibt es zahlreiche Betriebe, die eine breite Palette von Indu-
strie- und Investitionsgütern herstellen, darunter Gusseisen, Walz-
gut, Rohre, Maschinen, Bergbaumaschinen, landwirtschaftliche 
Geräte, Traktoren, Oberleitungsbusse, Kühlschränke und Lebensmit-
telverarbeitung.

In Kryvyi Rih, der längsten Stadt Europas, die in der Region Dnipro 
liegt, sind mehrere große Bergbauunternehmen ansässig. Arcelor-
Mittal, der größte Stahlhersteller der Ukraine mit einer Jahrespro-
duktion von 4 bis 6 Mio. Tonnen, hat seinen Sitz in Kryvyi Rih. Jusch-
masch und Juschnoje, zwei große staatliche Unternehmen, die im 
Zentrum der sowjetischen Verteidigungs- und Raumfahrtproduktion 
standen, sind ebenfalls in der Region Dnipro angesiedelt.

In diesen beiden Industrieregionen, die zusammen mehr als ein 
Drittel der ukrainischen Industrieproduktion erwirtschafteten, ist ein 
Teil der Fabrikanlagen abgenutzt - einige stammen noch aus der 
Mitte der Sowjetära - und ein Teil der Infrastruktur ist mangelhaft. 
Ihr Überleben wird erhebliche Investitionen in die technologische 
Verbesserung und Modernisierung von Investitionsgütern und Anla-
gen sowie den Bau vieler neuer Fabriken erfordern. Dies sollte eine 
gemeinsame Anstrengung der Industrienationen des Westens und 
des Ostens in der Art des Marshallplans sein, nicht unähnlich dem, 
was für den Wiederaufbau Deutschlands nach dem Zweiten Welt-
krieg erforderlich war.

Drittens: Eisenbahnen. Die beigefügte Abbildung mit dem Titel 
„Railroad and Road Corridors Across Eurasia“ (Eisenbahn- und Stra-
ßenkorridore in Eurasien, Abbildung 2), die zuerst im Bericht „The 
New Silk Road Becomes the World Land-Bridge“ (Die neue Seiden-
straße wird zur Weltlandbrücke), Band II, des Schiller-Instituts er-
schien, zeigt die zentrale Lage der Ukraine für die Weltlandbrücke. 
Gegenwärtig werden 80-90 % des Güterverkehrs von Asien nach 
Europa über die Eisenbahnlinien des Nordkorridors abgewickelt, der 
Rußland durchquert und durch die Sanktionen fast zum Erliegen 
gekommen ist.
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Abb. 2: Die Ukraine (links in der Karte) hat eine zentrale Lage in den Eisenbahn- und Straßenkorridoren in Eurasien.� EIR
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Ein Teil des ukrainischen Schienennetzes ist veraltet und muß 
dringend wiederbelebt werden. Die Hälfte der 21.640 Kilometer ist 
elektrifiziert, aber nur in wenigen Abschnitten für den Hochge-
schwindigkeitsverkehr geeignet. Im Jahr 2021 unterzeichnete 
Krzaliznytsia, die ukrainische Eisenbahngesellschaft, ein Abkom-
men mit der italienischen Ferrovie Dello Stato Italiane, um eine 
Vorstudie zur Einführung des Hochgeschwindigkeitsverkehrs in der 
Ukraine durchzuführen. Im Mittelpunkt des Vorschlags steht der 
Bau einer Hochgeschwindigkeitsstrecke von Odessa über Kiew 
nach Lemberg, eine Strecke von 790 Kilometern. Diese Hochge-
schwindigkeitsstrecke sollte erweitert werden, um die Westukraine 
(wo sich Kiew und Odessa befinden) mit Dnipro und der DVR im 
Osten zu verbinden. Das System umfaßt den Personenverkehr, soll-
te aber auch für den Güterverkehr ausgebaut werden. Die Chine-
sen, die weltweit führende Kraft im Eisenbahnbau, sind ebenfalls 
am Bau von Hochgeschwindigkeitsstrecken in der Ukraine interes-
siert.

Eine Hochgeschwindigkeitsstrecke für den Personen- und Güter-
verkehr durch die Ukraine würde etwa 10.000 km neue Gleise erfor-
dern.

Viertens verfügt die Ukraine über eine sehr prominente und kom-
petente Raumfahrtindustrie, deren Kernstück die in Kiew ansässige 
Antonov Aeronautics sowie die Unternehmen Juschmasch und Ju-
schnoje sind. Sowohl Juschmasch als auch Juschnoje haben ihren 
Hauptsitz in der südostukrainischen Stadt Dnipro in der Region 
Dnipropetrowsk, die nach ihrer Raumfahrtindustrie auch „Raketen-
stadt“ genannt wird. Während der Sowjetära war Dnipro eines der 
wichtigsten Zentren der Raumfahrt-, Nuklear- und Militärindustrie 
und spielte eine entscheidende Rolle bei der Entwicklung und Her-
stellung von ballistischen Raketen für die UdSSR. Eine der leistungs-
stärksten ballistischen Interkontinentalraketen (ICBM), die während 
des Kalten Krieges eingesetzt wurde, war die R-36, die später zum 
Vorbild für die Trägerraketenfamilie Zyklon wurde. Sowohl die R-36 
als auch die Zyklon wurden von Juschnoje entwickelt und von Jusch-
masch hergestellt.

Der Weg aus der militärischen Produktion führte über die Raum-
fahrtindustrie. Beide Unternehmen wurden zum Rückgrat der Raum-
fahrtindustrie des Landes und bauten über 100 Trägerraketen pro 
Jahr. Im Westen erlangten sie Aufmerksamkeit durch die Entwicklung 
und Herstellung der ersten Stufen für die Antares-Rakete, die das 
Northrop Grumman Cygnus-Frachtfahrzeug zur Internationalen 
Raumstation befördert. Darüber hinaus stellt Juschnoje auch Trieb-
werke für die europäischen Vega-Raketen her.

Neben Raumfahrzeugen und Raketen stellt Juschnoje auch Fahr-
werke, Gussteile, Schmiedeteile, Traktoren, Werkzeuge und Indu-
strieprodukte her. Diese Unternehmen und andere ukrainische For-
schungs- und Produktionseinrichtungen verfügen über riesige Han-
gars und komplexe Prüfstände, in die Milliarden von Dollar investiert 
wurden.

Antonov Aeronautics stellt besonders schwere militärische und 
kommerzielle Transportfahrzeuge sowie Passagierflugzeuge her und 
ist außerdem weltweit führend bei der Beförderung von Raumfahrt-
komponenten auf dem Luftweg und bei der Durchführung von 
frachtbezogenen Satellitentransporten. Im Jahr 2016 wurde das Un-
ternehmen in die neu gegründete Ukrainian Aircraft Corporation 
eingegliedert. 

Juschmasch, Juschnoje und Antonow beschäftigen zusammen 
40.000 Mitarbeiter, von denen viele Ingenieure, Raumfahrtwissen-
schaftler usw. sind. Sie und ihre komplexen Komponenten sind ein 
echtes Juwel, nicht nur für die Weltraumforschung, sondern auch für 
ihre breit aufgestellten Fähigkeiten, von denen ein Teil neue Produk-
te wie Laserwerkzeugmaschinen und viele andere fortschrittliche 
Maschinen herstellen könnte, die die Ukraine und andere Länder 
brauchen werden.

Fünftens: Der reiche schwarze Boden der Ukraine ist ein Segen für 
die Menschheit. Die Ukraine ist einer der größten Getreideexporteu-
re der Welt und exportiert nach der USDA-Prognose vom März 2022 
für den Zeitraum 2021/2022 20 Mio.t Weizen, 27 Mio.t Mais und 6 
Mio.t Gerste. Sie ist der weltweit größte Produzent von Sonnenblu-
mensamen und gehört zu den sieben größten Erzeugern von Kartof-
feln, Trockenerbsen, Karotten, Gurken, Kürbissen, Kohl, Raps, Zuc-
kerrüben usw. Mit den richtigen internationalen Vereinbarungen 
könnte es einen guten Teil Afrikas ernähren.

Sechstens: All diese Projekte erfordern eine enorme Menge an Kre-
diten. Die vom IWF, der Londoner City und der Wall Street diktierte 
Wirtschaftspolitik in der Ukraine muß vollständig und unverzüglich 
beendet werden. Sie hat dem ukrainischen Volk von 1991 bis heute 
Zerstörung, Plünderung, Hunger und Krankheit gebracht.

Der Kreditbedarf für den oben beschriebenen programmatischen 
Entwurf für den Wiederaufbau der Ukraine wird sich auf leicht eine 
halbe bis eine Billion Dollar belaufen. Das kann nicht durch das spe-
kulative Casino-Weltwährungssystem des IWF und der City of Lon-
don generiert werden. Die Ukraine sollte das Glass-Steagall-Gesetz 
anwenden, um ihr Finanzsystem einer sofortigen Konkurssanierung 
zu unterziehen und eine Hamilton’sche Nationalbank als Ersatz für 
die Zentralbank einzurichten, um das notwendige Volumen an ge-
zielten Krediten an die produktive Seite der Wirtschaft auszugeben.

All diese Maßnahmen werden, wie wir im einleitenden Abschnitt 
dieses Dokuments dargelegt haben, im Rahmen eines neuen Welt-
kreditsystems umgesetzt, das in Verbindung mit der Gürtel- und 
Straßeninitiative eine Revolution in der weltweiten Entwicklung aus-
lösen wird.
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